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Die Europäische Kommission prüft, ob Delivery Hero und Glovo durch Beteiligung an einem Kartell im Bereich der Online-

Bestellung und -Lieferung von Mahlzeiten, Lebensmitteln und sonstigen Verbrauchergütern gegen EU-Wettbewerbsvorschrif-

ten verstoßen haben (vgl. EU-Kommission – Vertretung in Deutschland, PM vom 23.7.2024). Dazu wurde ein förmliches Kar-

tellverfahren eingeleitet. Die für Wettbewerbspolitik zuständige Exekutiv-Vizepräsidentin Margrethe Vestager sagte: „Online-

Lieferdienste für Lebensmittel bilden einen schnell wachsenden Wirtschaftszweig, in dem der Wettbewerb geschützt werden

muss. Darum prüfen wir, ob Delivery Hero und Glovo Absprachen getroffen haben, um Märkte untereinander aufzuteilen

und keine Arbeitnehmer voneinander abzuwerben. Falls sich die Vermutungen bestätigen, könnten diese Verhaltensweisen

einen Verstoß gegen die EU-Wettbewerbsvorschriften darstellen und möglicherweise negative Auswirkungen auf die Preise,

die Auswahl für die Verbraucher und die Chancen für Arbeitnehmerinnen und Arbeiternehmer haben.“ Delivery Hero und

Glovo zählen zu den größten Lebensmittel-Lieferdiensten in Europa. Das in Deutschland ansässige Unternehmen Delivery

Hero hielt ab Juli 2018 eine Minderheitsbeteiligung an Glovo, bis es im Juli 2022 die alleinige Kontrolle über das Unterneh-

men erwarb. Die Kommission habe Bedenken, dass die beiden Unternehmen vor der Übernahme räumliche Märkte unterein-

ander aufgeteilt und sensible Geschäftsinformationen (z.B. über Geschäftsstrategien, Preise, Kapazitäten, Kosten und Pro-

dukteigenschaften) ausgetauscht haben könnten. Ferner hege die Kommission den Verdacht, dass die Unternehmen verein-

bart haben könnten, keine Arbeitnehmer voneinander abzuwerben. Diese Verhaltensweisen könnten durch die Minderheits-

beteiligung von Delivery Hero an Glovo ermöglicht worden sein. Wenn sich die Vermutungen bestätigen, könnte das

Verhalten der Unternehmen gegen die EU-Wettbewerbsvorschriften verstoßen, denen zufolge Kartelle und wettbewerbsbe-

schränkende Verhaltensweisen verboten sind (Art. 101 AEUV und Art. 53 EWR-Abkommen). Die Kommission werde dieser

eingehenden Prüfung Vorrang einräumen. Das Verfahren werde ergebnisoffen geführt.

Uta Wichering,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
EuGH: Verbandsklagebefugnis von Verbrau-

cherschutzverbänden bei DSGVO-Verstößen

Art. 80 Abs. 2 der Verordnung (EU) 2016/679 des

Europäischen Parlaments und des Rates vom

27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen

bei der Verarbeitung personenbezogener Daten,

zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der

Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverord-

nung) ist dahin auszulegen, dass die Vorausset-

zung, wonach eine befugte Einrichtung, um eine

Verbandsklage im Sinne dieser Bestimmung er-

heben zu können, geltendmachenmuss, dass ih-

res Erachtens die in dieser Verordnung vorgese-

henen Rechte einer betroffenen Person „infolge

einer Verarbeitung“ im Sinne dieser Bestimmung

verletzt wurden, erfüllt ist, wenn sich diese Ein-

richtung darauf beruft, dass die Verletzung der

Rechte dieser Person anlässlich einer Verarbei-

tung personenbezogener Daten geschieht und

auf einer Missachtung der Pflicht beruht, die dem

Verantwortlichen gemäß Art. 12 Abs. 1 Satz 1

undArt. 13Abs. 1 Buchst. c und eder Verordnung

obliegt, der betroffenen Person spätestens bei

dieser Datenerhebung Informationen über den

ZweckderDatenverarbeitung unddie Empfänger

der Daten in präziser, transparenter, verständli-

cher und leicht zugänglicher Form in einer klaren

und einfachen Sprache zu übermitteln.

EuGH, Urteil vom 11.7.2024 – C-757/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1729-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Berufungszuständigkeit III

a) Eine bürgerliche Rechtsstreitigkeit kann auch

erst in der Berufungsinstanz zu einer Kartellsache

werden; das kommt in Betracht, wenn kartell-

rechtlich relevante Gesichtspunkte im Sinne des

§ 87 GWB erstmals im Berufungsverfahren gel-

tend gemacht werden und diese nach §§ 529,

530, 531 ZPO berücksichtigungsfähig sind.

b) Für eine wirksame Einlegung der Berufung

bei dem nach § 92 Abs. 1, §§ 93, 87 GWB zu-

ständigen Kartelloberlandesgericht genügt es

nicht, wenn der Berufungsführer Umstände im

Sinne des § 87 GWB erst nach Ablauf der Beru-

fungsbegründungsfrist vorbringt.

c) Ob Unsicherheit über die Zuständigkeit des

allgemeinen Berufungsgerichts besteht und die

Berufung daher auch beim unzuständigen Kar-

telloberlandesgericht wirksam eingelegt werden

kann, das sie dann nach § 281 ZPO an das zu-

ständige allgemeine Berufungsgericht zu ver-

weisen hat, beurteilt sich nach objektiven Krite-

rien unter Berücksichtigung der Umstände des

Einzelfalls; maßgeblich ist dabei die Erkenntnis-

möglichkeit einer verständigen Prozesspartei

auf Grundlage des gesamten Akteninhalts (Fort-

führung von BGH, Urteil vom 29. Oktober

2019 – KZR 60/18, WuW 2020, 90 Rn. 19 – Beru-

fungszuständigkeit II).

BGH, Beschluss vom 9.4.2024 – KZB 75/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1729-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Abweisung der Klage von Martin Kind

gegen seine Abberufung als Geschäftsfüh-

rer der Hannover 96 Management GmbH

GmbHG § 46; AktG § 241 Nr. 3

Gesellschafterbeschlüsse einer GmbH, die gegen

die in der Satzung festgelegte, nicht auf zwin-

genden gesetzlichen Vorschriften beruhende

Kompetenzverteilung verstoßen, sind lediglich

anfechtbar.

GmbHG § 46 Nr. 5, § 53

Die Abberufung eines Geschäftsführers durch

die nach der Satzung dafür nicht zuständige Ge-

sellschafterversammlung ist keine zustandsbe-

gründende Satzungsdurchbrechung.

BGH, Urteil vom 16.7.2024 – II ZR 71/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1729-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Teakbäume in Costa Rica – Zum Wi-

derrufsrecht eines in Deutschland wohnhaf-

ten Verbrauchers mit einem in der Schweiz

ansässigen Unternehmen über Fernkommu-

nikationsmittel ohne Widerrufsbelehrung

a) Zum Verbrauchergerichtsstand nach Art. 15

Abs. 1Buchst. c,Art. 16Abs. 1Alt. 2 Lugano-Übk II

(im Anschluss an EuGH, Urteil vom 7. Dezember

2010 – C-585/08 und C-144/09, NJW 2011, 505

Rn. 75 f., 92 – Pammer und Hotel Alpenhof; BGH,

Urteile vom 28. Februar 2012 – XI ZR 9/11, NJW

2012, 1817 Rn. 39; vom15. Januar 2015 – I ZR 88/

14, NJW2015, 2339 Rn. 14; vom9. Februar 2017 –

IX ZR9/16,NJW2017,123Rn. 12 ff.).

b) Die Länge der in der Ausnahmevorschrift des

§ 312d Abs. 4 Nr. 6 BGB aF genannten Wider-

rufsfrist zur Beurteilung des Vorliegens eines

möglichen Spekulationsgeschäfts richtet sich

nach dem vom Gesetz für den Regelfall der ord-

nungsgemäßen Widerrufsbelehrung vorgesehe-

nen Widerrufsfrist von 14 Tagen (§ 355 Abs. 2

Satz 1 BGB aF); das gilt auch dann, wenn der

Verbraucher im konkreten Fall nicht ordnungs-

gemäß belehrt wurde und den Vertrag deshalb

länger widerrufen kann.
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